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Die Delegationen erhalten anbei die Schlussfolgerungen des Rates zu Libyen, die der Rat auf seiner 

3460. Tagung vom 18. April 2016 angenommen hat. 
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ANLAGE 

 

SCHLUSSFOLGERUNGEN DES RATES ZU LIBYEN 

 

1. Die EU begrüßt die Ankunft des Präsidialrates am 30. März 2016 in Tripolis und würdigt den 

Mut und die Entschlossenheit von Ministerpräsident Serraj, der übrigen Mitglieder des 

Präsidialrates und der unterstützenden Akteure vor Ort. Dieser Umzug trägt dazu bei, den 

Weg dafür zu ebnen, dass die Regierung der nationalen Einheit das Land effektiv regieren und 

auf die Bedürfnisse der libyschen Bevölkerung eingehen kann. 

 

2. Der Erfolg der Regierung der nationalen Einheit wird von den gemeinsamen Anstrengungen 

und der Kooperation der libyschen Bevölkerung und ihrer Anführer abhängen. Die EU betont, 

dass Libyen Eigenverantwortung für den politischen Prozess trägt und es wichtig ist, dass 

dieser alle Parteien einbezieht, insbesondere durch die kontinuierliche Teilnahme von 

politischen und lokalen Akteuren, Frauen und der Zivilgesellschaft. Die EU ist ebenso wie die 

Nachbarländer Libyens, die Vereinten Nationen und die internationale Gemeinschaft bereit, 

die Regierung der nationalen Einheit auf deren Ersuchen bei der Wiederherstellung von 

Frieden und Stabilität in Libyen zu unterstützen. 

 

3. Das am 17. Dezember 2015 in Skhirat unterzeichnete libysche politische Abkommen, das mit 

der am 23. Dezember 2015 einstimmig angenommenen Resolution 2259 des Sicherheitsrates 

der Vereinten Nationen gebilligt wurde, wird auch weiterhin die Grundlage für die politische 

Entwicklung in Libyen bilden. Das libysche politische Abkommen wird von der EU, die die 

Regierung der nationalen Einheit für die einzige rechtmäßige Regierung in Libyen hält, 

uneingeschränkt unterstützt. Die EU appelliert an alle Akteure, insbesondere an jene in der 

Region, weiterhin alle Parteien in Libyen nachdrücklich aufzufordern, konstruktiv mit der 

Regierung der nationalen Einheit und allen anderen im libyschen politischen Abkommen 

aufgeführten Institutionen zusammenzuarbeiten. Die EU betont, dass die Resolution 2259 des 

VN-Sicherheitsrates die Aufforderung enthält, die Unterstützung paralleler Einrichtungen, die 

den Anspruch erheben, als legitime Führung zu gelten, aber im libyschen politischen 

Abkommen nicht aufgeführt sind, sowie den offiziellen Kontakt mit ihnen einzustellen. 
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4. Die EU begrüßt die Tatsache, dass die Autorität der Regierung der nationalen Einheit von 
verschiedenen staatlichen Einrichtungen, einschließlich der Zentralbank, der nationalen 
Ölgesellschaft und der libyschen Investitionsbehörde, sowie von libyschen Gemeinden 
anerkannt wurde. Sie erwartet die sofortige, geordnete und friedliche Machtübergabe an die 
Regierung der nationalen Einheit und fordert die bestehenden Milizen und bewaffneten 
Gruppen nachdrücklich auf, deren Autorität anzuerkennen. In diesem Zusammenhang fordert 
die EU das Repräsentantenhaus und die anderen Institutionen, einschließlich des neu 
entstehenden Staatsrates, dringend auf, der Rolle, die ihnen im Rahmen des libyschen 
politischen Abkommens zugewiesen wurde, nachzukommen. 

 
5. Die EU bekräftigt ihre uneingeschränkte Unterstützung für die Unterstützungsmission der 

Vereinten Nationen in Libyen (UNSMIL) und den Sonderbeauftragten des VN-
Generalsekretärs, Martin Kobler, in ihren Bemühungen, die vollständige Umsetzung des 
libyschen politischen Abkommens durch alle Parteien sicherzustellen, und sie wird deren 
Arbeit weiterhin aktiv unterstützen. 

 
6. Die EU hat restriktive Maßnahmen gegen drei Personen verhängt, die die Umsetzung des 

libyschen politischen Abkommens und den politischen Übergang behindert haben. Die EU 
wird ihre restriktiven Maßnahmen überprüfen, wenn diese Personen ihr Verhalten ändern, und 
erforderlichenfalls zusätzliche restriktive Maßnahmen gegen andere Personen verhängen, die 
den Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit in Libyen bedrohen oder seinen politischen 
Übergang untergraben. 

 
7. Die EU bekräftigt ihre Zusage, ein Paket substanzieller Soforthilfe für unterschiedliche 

Bereiche zur Unterstützung der Regierung der nationalen Einheit und der libyschen 
Bevölkerung in Höhe von insgesamt 100 Mio. EUR uneingeschränkt bereitzustellen; das 
Paket und dessen Prioritäten werden in enger Zusammenarbeit mit der Regierung der 
nationalen Einheit und in Abstimmung mit der UNSMIL festgelegt. Die EU begrüßt das 
Treffen vom 12. April in Tunis unter dem gemeinsamen Vorsitz der UNSMIL und des 
Vereinigten Königreichs zu der Frage, wie die internationale Gemeinschaft Unterstützung für 
die von der Regierung der nationalen Einheit formulierten Prioritäten leisten und für Frieden, 
Sicherheit, Stabilität und Wohlstand für das libysche Volk sorgen kann. In diesem 
Zusammenhang wird die neu eingerichtete Fazilität zur Stabilisierung Libyens ein wichtiges 
Instrument sein. Die EU leistet weiterhin kurzfristige Hilfe über verschiedene 
Finanzierungsinstrumente, unter anderem durch die Unterstützung der Gemeinden und die 
Bereitstellung grundlegender Dienste für die notleidende libysche Bevölkerung. Bessere 
Sicherheitsbedingungen vor Ort würden die wirksame Bereitstellung der EU-Hilfe erleichtern. 
Die EU ist bereit, die Regierung der nationalen Einheit unter Berücksichtigung der Ergebnisse 
des Gipfeltreffens von Valletta in Migrations- und Asylangelegenheiten in enger Abstimmung 
mit dem UNHCR und der IOM zu unterstützen. 
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8. Die EU verurteilt aufs Schärfste alle Versuche, die Stabilisierung Libyens zu verhindern, und 

ist nach wie vor äußerst besorgt über die zunehmende Bedrohung durch den Terrorismus, 

unter anderem von Da’esh und Konsorten. Diese Bedrohung macht deutlich, dass die 

Regierung der nationalen Einheit unbedingt libysche Kräfte aus allen Regionen vereinen 

muss, da dies die einzige Möglichkeit für Libyen darstellt, den Weg von Frieden, Stabilität, 

und Wohlstand unter Wahrung der nationalen Einheit und territorialen Integrität 

einzuschlagen. 

 

9. Die EU ist bereit, gegebenenfalls auf Ersuchen der Regierung der nationalen Einheit den 

Sicherheitssektor zu unterstützen. Sollte Libyen ein entsprechendes Ersuchen stellen, so 

könnte eine etwaige zivile GSVP-Mission – nach Rücksprache mit Libyen – der libyschen 

Regierung u. a. durch Beratung und Kapazitätsaufbau in den Bereichen Polizei und 

Strafjustiz, einschließlich Terrorismusbekämpfung, Grenzmanagement, Bekämpfung von 

irregulärer Migration, Schleusung von Migranten und Menschenhandel, im Rahmen einer 

breiter angelegten Unterstützung der Reform des Sicherheitssektors bei ihren Anstrengungen 

Hilfe leisten. Diese etwaige Mission könnte auf die bestehende Planungskapazität der 

EUBAM Libya zurückgreifen. Zusätzlich zu der etwaigen zivilen Mission wird ebenfalls 

weiter geprüft, inwieweit im Rahmen der EUNAVFOR MED SOPHIA Unterstützung 

geleistet werden kann, und zwar durch Verstärkung ihrer Fähigkeit, das Geschäftsmodell der 

Menschenschmuggler und Schleusernetze zu zerschlagen und zu mehr Sicherheit zur 

Unterstützung der rechtmäßigen libyschen Behörden – beispielsweise durch einen möglichen 

Kapazitätsaufbau für die libysche Küstenwache – und zur Umsetzung des Völkerrechts 

beizutragen. Die EU wird dafür sorgen, dass ihr Beitrag unter Wahrung der 

uneingeschränkten Eigenverantwortung Libyens den Ersuchen und Bedürfnissen der 

libyschen Behörden entspricht und mit der übrigen internationalen Hilfe unter der 

Gesamtkoordinierung durch die UNSMIL abgestimmt und kohärent ist. Ferner erkennt die 

EU an, dass die Sicherheit der Grenzen Libyens von großer Bedeutung für die regionale und 

die europäische Sicherheit ist. In diesem Zusammenhang wird die EU prüfen, wie sie ihre 

regionale Unterstützung, unter anderem durch bestehende GSVP-Tätigkeiten in der 

Sahelzone, verbessern kann. 

 

10. Die EU bekräftigt, dass sie alle Menschenrechtsverletzungen und Übergriffe in Libyen aufs 

Schärfste verurteilt. Die EU wird die Regierung der nationalen Einheit beim Schutz und bei 

der Förderung der Menschenrechte umfassend unterstützen. 
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11. Die EU ist zutiefst besorgt über die sich verschlechternde humanitäre Lage und fordert, dass 

umgehend Anstrengungen zur Bewältigung der humanitären Lage in den am stärksten 

betroffenen Gebieten, darunter Bengasi, unternommen werden. Mit Blick darauf begrüßt die 

EU den Plan für humanitäre Maßnahmen der Vereinten Nationen und ist zu weiteren 

Hilfsleistungen bereit. Die EU appelliert an alle Parteien in Libyen, einen ungehinderten 

humanitären Zugang und die Sicherheit der humanitären Helfer zu gewährleisten, um Hilfe 

für die betroffene Zivilbevölkerung und deren Schutz zu ermöglichen. 

 

 

__________________ 
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